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Bürokratieabbau – Jede Woche ein Vorschlag

„Bürokratieabbau“ ist ein Dauer-Kan-
didat für das „Unwort des Jahres“. 
Warum? Weil hinter dem Schlagwort 
sich zwar viel allseits Gewünschtes, 
aber kaum irgendwas sinnvoll Ge-
machtes verbirgt. Natürlich streben 
alle staatlichen Ebenen und alle Ver-
waltungen, auch die Kommunalver-
waltungen, Bürokratieabbau an. Die 
Verheißungen sind oftmals großartig: 
Einsparungen in Millionen- und Mil-
liardenhöhe, weniger Aufwand für 
Bürgerinnen und Bürger, Entlastung 
für das ohnehin knappe Personal – 
all das wird gern herangezogen, um 
die Bedeutung des Themas zu unter-
streichen. Trotzdem ziehen erfahre-
ne Politikerinnen und Politiker, aber 
noch mehr das Verwaltungspersonal 
in Führungsfunktion bei jeder neuen 
Runde Bürokratieabbau ein Gesicht, 
als wenn sich eine große Menge von 
Zitrusfrüchten im Mund gesammelt 
hätte. „Da kommt doch eh nichts 
raus“, ist noch die harmloseste aller 
Bewertungen. Gleichwohl und trotz-
dem: Wir müssen nicht nur wegen des 
demografischen Wandels und der feh-
lenden finanziellen Ressourcen, son-
dern auch, weil die Welt sich gewan-
delt hat, dem Thema Bürokratieabbau 
mehr Aufmerksamkeit widmen.

Das Wort ist dabei egal, wer modern 
„Geschäftsprozessmanagement“ 
sagt, meint vielleicht Gleiches. Der 
Kern bleibt: Die öffentliche Verwal-
tung muss sich und die Prozesse zur 
Erfüllung ihrer Dienstleistungen 
und Aufgaben immer wieder darauf-
hin anschauen, ob Optimierungspo-
tential besteht. Vielfach verbindet 
sich auch Bürokratieabbau mit einer 
Neujustierung von Standards: Der 
Weg wieder etwas zurück von ei-
ner „Vollkaskomentalität“ in unse-

Bereits der erste Vorschlag, die Ab-
schaffung des „Niedersächsischen 
Gesetzes über das Einladungs- und 
Meldewesen für Früherkennungsun-
tersuchungen von Kindern“, amtliche 
Abkürzung NFrüherkUG, zeigt, wie 
erstarrt unser System ist: Das Gesetz 
ist gegen erhebliche Bedenken des 
NLT verabschiedet worden. Bereits 
im Jahr 2014 wurde in einer Evalua-
tion festgestellt, dass das Gesetz dem 
Kinderschutz nicht hilft. Zwölf Jah-
re später ist es immer noch in Kraft 
und verursacht jeden Tag in allen 
niedersächsischen Kinderarztpraxen, 
bei allen Eltern von Kindern im Vor-
schulalter und bei allen Jugendäm-
tern Bürokratieaufwand. Der Betrieb 
des Postkartensystems beim zustän-
digen Landesamt verursacht mehrere 
Millionen Kosten, aber die Kraft zur 
Abschaffung des Gesetzes und zur 
Investition dieser Mittel in wirksa-
men Schutz für kleine Kinder steckt 
im System fest.

Das zeigt: Unsere Reaktionszyklen im 
politischen System müssen schneller 
werden. Zugleich soll gute Bürokratie 
die Schwachen schützen. In diesem 
Sinne hoffe ich, dass Sie den Büro-
kratieabbau-Kalender des NLT mit 
Interesse begleiten. Mindestens bis 
Ostern wird jede Woche ein Kalen-
derblatt erscheinen. Alle Vorschläge 
der Arbeitsgemeinschaft der kom-
munalen Spitzenverbände und alle 
NLT-Kalenderblätter finden Sie unter 
www.nlt.de in der Rubrik Verbands-
positionen, Link: https://link.nlt.de/
i9uj. 

Wir wünschen ergebnisreiche Dis-
kussionen und zeitnahe Umsetzung 
sowie alles Gute für 2026!

rem Gemeinwesen hin zu mehr Be-
schränkungen auf Kernaufgaben des 
Staates und mehr Eigenleistungen 
der Bürgerinnen und Bürger wird al-
ternativlos sein.

Die niedersächsische Landesregie-
rung hat unter dem Motto „Einfacher.
Schneller.Günstiger“ bereits im letz-
ten Jahr die kommunalen Spitzen-
verbände um Vorschläge gebeten, 
und diese haben im Mai 2025 Minis-
terpräsident Olaf Lies über 80 Vor-
schläge übermittelt. Geschehen ist 
seitdem außer freundlicher Rezepti-
on noch wenig. Das hat der Nieder-
sächsische Landkreistag zum Anlass 
genommen, zum Jahresbeginn einen 
Bürokratieabbau-Kalender zu star-
ten: Jede Woche, beginnend ab der 
KW 3/2026, wird ein konkretes, sofort 
durch die Landespolitik umzusetzen-
des Vorhaben benannt, mit dem Bü-
rokratie abgebaut werden kann.

Dr. Joachim Schwind, Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied des NLT.	 Foto: NLT
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Gegenseitiger Respekt und gemeinsame Haltung: 

Austausch mit der katholischen Kirche

Von gesellschaftlichem Zusammen-
halt bis Krisenvorsorge reichte die 
Themenpalette beim Gespräch des 
Niedersächsischen Landkreistages 
(NLT) mit Spitzenvertretern der ka-
tholischen Kirche. Das Präsidium des 
NLT tauschte sich am 20. Januar 2026 
mit den Bischöfen der drei Diözesen 
in Niedersachsen über gemeinsa-
me Themen aus. Es war das erste 
Treffen dieser Art. Auf Initiative des 
NLT war es in Abstimmung mit dem 
Katholischen Büro Niedersachsen 
vorbereitet worden. Am Gespräch 
mit den Landrätinnen und Landräten 
nahmen Bischof Dr. Dominicus Meier 
OSB (Bistum Osnabrück), Bischof Dr. 
Heiner Wilmer SCJ (Bistum Hildes-
heim), Weihbischof Wilfried Theising 
(Bischöflich Münstersches Offizialat 
Vechta) und Weihbischof Johannes 
Wübbe (Bistum Osnabrück) sowie 
Prälat Prof. Dr. Felix Bernard, Leiter 
des Katholischen Büros Niedersach-
sen, teil.

„Die unverzichtbare Arbeit kirchli-
cher und christlich geprägter Institu-
tionen im sozialen Bereich, in der Ju-
gendhilfe, in Bildung und Schule, bei 
der Gesundheitsversorgung und Not-
fallseelsorge, im Kulturbereich und 
vielen anderen Bereichen führt zu 
gemeinsamen Zuständigkeiten und 
Herausforderungen in Niedersach-
sen. Wir wissen diese Zusammenar-
beit sehr zu schätzen. Sie beruht auf 

gegenseitigem Respekt und einer 
Haltung, die den Menschen in den 
Mittelpunkt stellt“, sagte NLT-Präsi-
dent Landrat Marco Prietz.

„Das Ehrenamt ist wichtig. Wir kön-
nen und wollen hier noch stärker 
tätig werden.“

„Der gesellschaftliche Zusammen-
halt hat viele Dimensionen, sowohl 
aufgrund der Vielschichtigkeit der 
Menschen selbst als auch der zuneh-
menden Komplexität seiner Umwelt“, 
führte Bischof Wilmer ein. Er verwies 
auf Diskussionen beim Thema Rente, 
dem Verständnis von Arbeit, der Situ-
ation in den Städten, den zunehmen-
den Herausforderungen bei der Pflege 
und anderem mehr. „In den Diskus-
sionen erlebe ich eine Angst vor der 
Zukunft. Sie entsteht durch zuneh-
mende Unsicherheit und Komplexität 
in Staat und Gesellschaft“, führte er 
aus. Mit großer Sorge sähen sie die 
Zunahme von Einsamkeit, betonten 
die Kirchenvertreter. „Das betrifft zu-
nehmend auch junge Menschen. Als 
Kirche versuchen wir, Treffpunkte 
zu schaffen und dem entgegenzuwir-
ken“, so Bischof Wilmer: „Wir stellen 
uns den Herausforderungen auch als 
Träger von Krankenhäusern, Schulen 
und Kitas.“

In dem Gespräch ging es um weitere 
Fachthemen wie die Krankenhaus-

finanzierung oder die Umwandlung 
von Tagesbildungsstätten. Kreis- und 
Kirchenvertreter tauschten Positionen 
aus und erläuterten die jeweiligen Pro-
blemlagen. Dabei bestand Einigkeit, 
dass insbesondere die Betriebskos-
tenfinanzierung aller Krankenhäuser 
auf Bundesebene sich signifikant und 
dauerhaft verbessern muss, damit die 
hochwertige Gesundheitsversorgung 
in Stadt und Land durch kommunale 
und kirchlich getragene Häuser er-
halten bleibt.

Großen Raum nahm das Thema Eh-
renamt ein; übereinstimmend wurde 
die Bedeutung gesellschaftlichen 
Engagements gewürdigt. NLT-Vize-
präsident Landrat Sven Ambrosy ap-
pellierte: „Die Rahmenbedingungen 
müssen weiter verbessert werden – 
auch durch die Umsetzung der Emp-
fehlungen der Enquetekommission.“ 
NLT-Hauptgeschäftsführer Joachim 
Schwind betonte: „Als Landkreise 
schaffen wir verlässliche Strukturen 
und stellen Ansprechpersonen bereit, 
damit die vielen Mitglieder der katho-
lischen Kirche, die breit in der Gesell-
schaft engagiert sind, dies weiter mit 
Rückhalt und Wertschätzung für das 
Allgemeinwohl tun können.“ Bischof 
Wilmer bestätigte: „Das Ehrenamt ist 
wichtig. Wir können und wollen hier 
noch stärker tätig werden. Es geht um 
Respekt, Würde, Anerkennung, Zu-
sammenhalt und Gesellschaft.“

Erstmalig: Austausch des NLT mit der katholischen Kirche in Niedersachsen mit (v.l.) NLT-Hauptgeschäftsführer Dr. Joachim Schwind, 
Weihbischof Wilfried Theising, NLT-Vizepräsident Landrat Sven Ambrosy, Bischof Dr. Heiner Wilmer, Bischof Dr. Dominicus Meier, 
Weihbischof Johannes Wübbe und Prälat Prof. Dr. Felix Bernard.		  Foto: NLT
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Niedersächsisches Klimagesetz vom Landtag verabschiedet

Von Carina Eckardt und Thorsten Bludau*

Angesichts der zunehmenden Kli-
maerwärmung muss auch die kom-
munale Infrastruktur an die verän-
derten klimatischen Bedingungen 
und deren Folgen angepasst wer-
den. Mit dem Gesetz zur Änderung 
des Niedersächsischen Klimageset-
zes (NKlimaG) vom 19. November 
20251 setzt das Land Niedersach-
sen bundesrechtliche Vorgaben aus 
dem Wärmeplanungsgesetz (WPG) 
sowie dem Klimaanpassungsgesetz 
(KAnG) des Bundes in Landesrecht 
um. Die Novelle dient damit der lan-
desrechtlichen Ausgestaltung zwei-
er zentraler Transformationsfelder 
der Klimapolitik, die unmittelbar die 
kommunale Ebene betreffen.

Den Kern der Novelle bilden die 
Neuregelungen zur kommunalen 
Wärmeplanung und zur Erstellung 
von kommunalen Klimaanpassungs-
konzepten. Die bisherigen §§ 20 und 
21 NKlimaG werden durch die neuen  
§§ 20 bis 26 NKlimaG ersetzt.

Kommunale Wärmeplanung  
(§§ 20-24 NKlimaG)

§ 20 NKlimaG bestimmt die pla-
nungsverantwortlichen Stellen im 
Sinne des WPG und regelt zugleich, 
dass das Zieljahr für die Wärmepla-
nung in Niedersachsen auf das Jahr 
2040 festgesetzt wird. Das Land 
macht damit von der bundesrechtlich 
eröffneten Möglichkeit Gebrauch, 
ein vom Bundeszieljahr abweichen-
des landesspezifisches Zieljahr zu 
bestimmen. Zugleich eröffnet § 20 
Abs. 2 NKlimaG die Möglichkeit ge-
meinsamer Wärmeplanungen mehre-
rer Kommunen.

Die ursprünglich in § 20 Abs. 3 NKli-
maG des Gesetzentwurfs vorgese-
hene Regelung, dass die Landkreise 
und die Region Hannover die pla-
nungsverantwortlichen Stellen bei 
der Durchführung der Wärmepla-
nung unterstützen können, ist nicht 
beschlossen worden. Diese Regelung 
sei aufgrund des bestehenden Rechts 
entbehrlich und hätte nach Auffas-
sung des Fachministeriums nur Ab-
grenzungsschwierigkeiten und Un-

1	  Nds. GVBl. 2025, Nr. 87.

klarheiten mit sich gebracht. Eine 
Unterstützung der Gemeinden auf 
deren Bitte sei durch die Landkrei-
se auch ohne eine ausdrückliche ge-
setzliche Regelung zulässig. 

Mit § 21 NKlimaG wird ein verein-
fachtes Verfahren für die kommunale 
Wärmeplanung gesetzlich normiert. 
Die Vorschrift reduziert gegenüber 
dem Regelverfahren insbesondere 
den Umfang der Beteiligungs- und 
Prüfpflichten. Der Anwendungsbe-
reich und die Reichweite des ver-
einfachten Verfahrens ergeben sich 
abschließend aus dem Gesetz; wei-
tergehende Erleichterungen sind 
nicht vorgesehen. Ergänzend regelt 
§ 22 NKlimaG Übergangsvorschrif-
ten für bereits begonnene Planungen 
sowie § 23 NKlimaG Anzeige- und 
Übermittlungspflichten gegenüber 
dem Land.

Finanzierung der kommunalen 
Wärmeplanung

Von besonderer Bedeutung für die 
planungsverantwortlichen Gemein-
den ist § 24 NKlimaG. Er enthält 
unmittelbar im Gesetz normierte Fi-
nanzierungsregelungen für die kom-
munale Wärmeplanung. Nach Abs.  1 
erhalten die planungsverantwortli-
chen Stellen pauschalierte Mittel als 
Kostenausgleich für die Erstellung 
und Fortschreibung von Wärmeplä-

nen, wobei die Höhe der Zuweisung 
gesetzlich festgelegt ist und sich 
unter anderem nach der Einwohner-
zahl richtet, wodurch die Kommunen 
Planungssicherheit gewinnen. Abs. 2 
normiert darüber hinaus einen Bonus 
für freiwillig erstellte Wärmepläne, 
der auf Antrag gewährt wird. Bereits 
bewilligte Bundesfördermittel wer-
den auf diesen Bonus angerechnet, 
sodass eine Doppelförderung ver-
mieden wird. Die Landesregierung 
beabsichtigt, den Kommunen für 
die Wärmeplanung bis 2040 für die 
Erstellung und Fortschreibung der 
Wärmeplanung 46 Millionen Euro 
zur Verfügung zu stellen.

Kommunale Klimaanpassung (§ 26 
NKlimaG)

Eine weitere zentrale Neuerung ent-
hält § 26 NKlimaG zur kommuna-
len Klimaanpassung. Landkreise, 
kreisfreie Städte, die Region Han-
nover sowie die Stadt Göttingen 
und die Landeshauptstadt Hannover 
sind öffentliche Stellen im Sinne des  
§ 12 Abs. 1 Satz 1 KAnG und wer-
den verpflichtet, bis spätestens zum  
31. Dezember 2028 Klimaanpas-
sungskonzepte aufzustellen und 
diese mindestens alle fünf Jahre fort-
zuschreiben. 

Gemäß Abs. 2 enthält das Klimaan-
passungskonzept mindestens:

*	 Juristische Referendarin zur Ausbildung beim 
Niedersächsischen Landkreistag bzw. Beigeord-
neter beim Niedersächsischen Landkreistag.

Zieljahr 2040: Niedersachsen macht mit seinem Klimagesetz von der Möglichkeit 
Gebrauch, landesspezifische Ziele festzulegen.	 Foto: F1 Digitals / Pixabay
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1.	 eine Analyse der bereits eingetre-
tenen und zu erwartenden Klima-
veränderungen und Auswirkun-
gen auf das Gebiet, für welches 
das Konzept aufgestellt wird, 

2.	 eine Darstellung der aus der Ana-
lyse nach Nummer 1 abzuleiten-
den Handlungserfordernisse, 

3.	 einen Katalog möglicher Maßnah-
men zur Umsetzung der aus Nr. 2 
abgeleiteten Handlungserforder-
nisse, 

4.	 ein Verfahren, mit dem der Stand 
der Umsetzung von Maßnahmen 
überprüft wird.

Das Niedersächsische Kompetenz-
zentrum Klimawandel (NIKO) unter-
stützt die Kommunen mit Daten, In-
formationen und Beratung.

Klimaanpassungsmanagement und 
Finanzierung

Zusätzlich sind die genannten Kom-
munen verpflichtet, spätestens zum 
1. Januar 2027 ein Klimaanpassungs
management einzuführen (§ 26  
Abs. 6 NKlimaG). § 26 NKlimaG ver-
bindet die Aufgabenübertragung un-
mittelbar mit einer Finanzierungsre-
gelung: Nach dessen Absatz 7 weist 
das Land den betroffenen Kommunen 
zur Erfüllung der Aufgaben ab dem 
1. Januar 2027 jährlich Mittel für eine 

Vollzeitpersonalstelle der Entgelt-
gruppe 12 sowie im Jahr 2027 einmalig 
Mittel in Höhe von 50.000 Euro für die 
Erstellung des Konzepts zu. Trotz un-
seres ausdrücklichen Vortrags hat der 
Landtag den Einmalbetrag – wegen 
der ergänzten laufenden Finanzierung 
– nicht wieder auf die ursprünglich 
vorgesehenen Beträge erhöht. 

Land stärkt kommunale Handlungs-
fähigkeit

Insgesamt nutzt das Land die bundes-
rechtlichen Gestaltungsspielräume 
konsequent, indem es ein eigenstän-
diges Zieljahr für die Wärmepla-
nung festlegt, ein vereinfachtes Ver-
fahren gesetzlich absichert und die 
Aufgabenübertragung systematisch 
mit Finanzierungsregelungen ver-
knüpft. Damit geht Niedersachsen 
über eine rein formale Umsetzung 
bundesrechtlicher Vorgaben hinaus 
und schafft strukturelle Vorausset-
zungen, die die kommunale Hand-
lungsfähigkeit bei der Umsetzung 
des bundesrechtlichen Verpflichtun-
gen nachhaltig stärken.

Die planungsverantwortlichen Stel-
len erhalten durch den pauscha-
lierten Kostenausgleich für die 
Wärmeplanung die erforderliche Pla-
nungssicherheit, während der Bonus 

für freiwillige Wärmepläne Anreize 
für frühzeitiges Engagement setzt. 
Dies korrespondiert auch mit den be-
reits in vielen Kommunen begonne-
nen oder abgeschlossenen Wärme-
planungsprozessen. Das vereinfachte 
Verfahren reduziert den bürokrati-
schen Aufwand und erleichtert insbe-
sondere kleineren Kommunen die Um-
setzung der gesetzlichen Vorgaben.

Mit der Einführung verbindlicher 
Klimaanpassungskonzepte und der 
Bereitstellung von Finanzmitteln für 
Personalstellen legt Niedersachsen 
den Grundstein für resiliente Struk-
turen, die Kommunen befähigen, not-
wendige Maßnahmen systematisch 
umzusetzen und die Anpassungsfä-
higkeit der kommunalen Infrastruk-
tur langfristig zu stärken.

Darüber hinaus hat Umwelt- und Kli-
maschutzminister Christian Meyer 
per Pressemitteilung angekündigt, 
den Kommunen in den kommen-
den Jahren unbürokratisch maßgeb-
liche Finanzmittel des Landes zur 
Umsetzung von Maßnahmen des 
Klimaschutzes und der Klimafolge-
anpassung über das Kommunalförd-
ergesetz zur Verfügung stellen zu 
wollen. Die Finanzierung der Pflicht-
aufgaben zur Klimafolgeanpassung 
erfolgt im Rahmen der Konnexität.

Niedersächsische Forstmedaille für Dieter Pasternack

Der frühere Beigeordnete des Nieder-
sächsischen Landkreistages (NLT) 
Dieter Pasternack wurde mit der Nie-
dersächsischen Forstmedaille aus-
gezeichnet. Forstministerin Miriam 
Staudte hat die Ehrung im Dezem-
ber in Hannover vorgenommen. Die 
Medaille ist eine Anerkennung des 
Landes Niedersachsen für herausra-
gendes ehrenamtliches Engagement 
zum Schutz, zur Pflege und zur Er-
lebbarkeit unserer Wälder. Die Aus-
zeichnung ist mit einem Preisgeld 
von 1.500 Euro verbunden.

Ministerin Staudte betonte in ihrer 
Laudatio, wie wichtig persönliches 
Engagement für den Wald sei und 
sagte: „Der Wald geht uns alle an! Die 
Preisträger zeigen eindrucksvoll, wie 
mit persönlichem Engagement viel 
für den Wald erreicht werden kann. 
Wenn junge Menschen den Wald erle-
ben, wächst ihr Bewusstsein für Nach-
haltigkeit und der Wunsch, unsere 
natürliche Umwelt zu bewahren. Die 
Verbindung von Wald und Umweltbil-
dung liegt mir besonders am Herzen.“

„Der Wald geht uns alle an“: Forstministerin Miriam Staudte zeichnet Dieter Pasternack 
mit der Niedersächsischen Forstmedaille aus.	 Foto: ML
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Niedersächsischer Gewässerwettbewerb „Bach im Fluss 2026“ gestartet

Vielseitiger beruflicher Werdegang 
und prägende Jahre beim NLT

Dieter Pasternack, geboren 1950 im 
westfälischen Lünen, hat einen viel-
seitigen beruflichen Weg hinter sich. 
Nach einer kaufmännischen Ausbil-
dung und anschließender Berufstä-
tigkeit diente er acht Jahre lang bei 
der Bundeswehr. Ein anschließen-
des Studium an der Fachhochschule 
für Verwaltung und Rechtspflege in 
Hannover führte ihn in den öffentli-
chen Dienst.

Ab 1984 arbeitete er im Amt für Na-
turschutz des damaligen Landkreises 
Hannover, insbesondere zu Fragen des 
Bodenabbaus. Am 1. April 1994 trat er 
in den Dienst des NLT ein, zunächst 

im Umweltschutzreferat. Ab 2007 lei-
tete Pasternack das Baureferat und er-
weiterte dabei kontinuierlich dessen 
naturschutzrechtliche Ausrichtung. 
Sein pragmatischer, lösungsorientier-
ter Arbeitsstil und seine Fähigkeit, 
Fachwissen aus den Landkreisen zu 
bündeln, trugen wesentlich zur Ent-
stehung zahlreicher Arbeitshilfen bei, 
die Fachpraxis und Verwaltungspra-
xis nachhaltig unterstützen.

Langjähriges Engagement über das 
Berufsleben hinaus

Neben seinen beruflichen Leistun-
gen zeichnete sich Dieter Pasternack 
vor allem durch sein langjähriges eh-
renamtliches Engagement aus. Seit 
mehr als einem Jahrzehnt steht er 

dem Landesverband Niedersachsen 
der Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald (SDW) vor und hat den Verband 
modernisiert sowie jüngere Men-
schen für den Verband begeistert. 
Unter seiner Führung wurden zahl-
reiche Projekte initiiert, die Waldpäd-
agogik, Naturschutz und die Zusam-
menarbeit mit der Waldjugend eng 
miteinander verbinden. 

Mit der Verleihung der Forstmedaille 
würdigt das Land Niedersachsen nicht 
nur die herausragende Arbeit von Die-
ter Pasternack für den Wald, sondern 
setzt zugleich ein Zeichen dafür, wie 
wertvoll ehrenamtliches Engage-
ment für Umweltbildung, nachhaltige 
Waldbewirtschaftung und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt ist.

Zum neunten Mal findet der Wett-
bewerb „Bach im Fluss“ statt. Seit 
2010 bietet er den Teilnehmenden 
die Möglichkeit, Maßnahmen, Akti-
onen und Initiativen mit Bezug zur 
Gewässerentwicklung einer breite-
ren Öffentlichkeit zu präsentieren. Im 
Rahmen des Wettbewerbs, der neben 
dem Niedersächsischen Umweltmi-
nisterium auch vom Niedersächsi-
schen Landkreistag (NLT), dem Nie-
dersächsischen Städtetag (NST) und 
dem Niedersächsischen Städte- und 
Gemeindebund (NSGB) getragen 
wird, werden Projekte ausgezeichnet, 
die einen Beitrag zum Schutz klei-
ner Fließgewässer leisten. Die Haupt-
preisträger werden mit der „Nieder-
sächsischen Bachperle“ prämiert.

Darüber hinaus wird auch in die-
sem Jahr ein Sonderpreis der Nieder-
sächsischen Bingo-Umweltstiftung 
vergeben. Besonders überzeugende 
Wettbewerbsbeiträge erhalten zudem 
Preisgelder. Die eingereichten Projekte 
werden anschließend in einer Broschü-
re einer breiten Öffentlichkeit vorge-
stellt. Ziel des Wettbewerbs ist es, die 
Faszination für den Lebensraum Fließ-
gewässer sowie das Verständnis für 
seine Tier- und Pflanzenwelt zu stär-
ken und damit diesen wertvollen Teil 
unserer Umwelt zu erhalten und wei-
terzuentwickeln. Teilnahmeberechtigt 
sind neben hauptamtlich tätigen Ver-
bänden, Kommunen, Unternehmen 
und Institutionen auch ehrenamtliche 
Projektträger wie Vereine. 

Mögliche Wettbewerbsbeiträge sind 
Maßnahmen zur naturnahen Gestal-
tung und Entwicklung niedersächsi-
scher Fließgewässer mit ihren cha-
rakteristischen Lebensräumen. Dabei 
beschränkt sich der Wettbewerb nicht 
auf Umgestaltungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen. Auch Projekte der 
Umweltbildung sind ausdrücklich zu-
gelassen. Neben Einzelmaßnahmen 
können ebenso räumlich und inhaltlich 
zusammenhängende Maßnahmenbün-
del eingereicht werden. Teilnehmende 
früherer Wettbewerbe haben die Mög-
lichkeit, sich mit einer anderen Maß-
nahme erneut zu bewerben.

Einsendeschluss: 15. April 2026 – 
Preisverleihung im Herbst

Der diesjährige Wettbewerb ist am  
13. Januar 2026 durch Umweltminister 
Christian Meyer eröffnet worden. Ein-
sendeschluss für Anträge der Kommu-
nen ist der 15. April 2026. Nach einer 
Sichtung der eingereichten Projek-
te werden die nominierten Beiträge 
durch eine Fachjury im Spätsommer 
bereist. Im Herbst dieses Jahres findet 
die öffentlichkeitswirksame Preisver-
leihung statt. Weitere Informationen 
zum Wettbewerb können auf der Inter-
netseite der Kommunalen Umweltakti-
on Niedersachsen, die den Wettbewerb 
operativ betreut, abgerufen werden, 
Link: https://link.nlt.de/yloe.

Schutz kleiner Fließgewässer: Mit dem Wettbewerb werden Ideen und Maßnahmen  
prämiert. 		  Foto: Katarzyna / Pixabay
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Niedersächsischer Staatsgerichtshof:  
Konnexität bei der inklusiven Schule gilt auch im Sekundarbereich II

Von Herbert Freese*

Der Niedersächsischen Staatsge-
richtshof (NdsStGH) hat mit Urteil 
vom 3. Dezember 20251 entschieden, 
dass den Kommunen auch ein finan-
zieller Ausgleich im Rahmen des Kon-
nexitätsprinzips nach Art. 57 Abs. 4 
der Niedersächsischen Verfassung 
(NV) für die Kosten der inklusiven 
Schule im Sekundarbereich II zu-
steht. Dies ist das erste Mal, dass das 
Gericht zu dem zum 1. Januar 2006 in 
die Niedersächsische Verfassung ein-
gefügten strikten Konnexitätsprinzip 
geurteilt hat.2

Zum Hintergrund ist daran zu er-
innern, dass der Niedersächsische 
Landtag im März 2012 das Gesetz 
zur Einführung der inklusiven Schu-
le beschlossen hatte, ohne für die 
kommunalen Schulträger einen Aus-
gleich für die damit verbundenen 
Kosten vorzusehen. Nach Erstellung 
eines Rechtsgutachtens im Auftrag 
der kommunalen Spitzenverbände 
hatten 13 Kommunen stellvertretend 
für alle Städte, Gemeinden und Land-
kreise wegen des Verstoßes gegen 
das Konnexitätsprinzip Kommunal-
verfassungsbeschwerde vor dem  
NdsStGH erhoben.3 Dies führte zu 
einer Intensivierung der Verhandlun-
gen und einer politischen Verständi-
gung zu den Kosten der inklusiven 
Schule.4 Im November 2015 beschloss 
der Niedersächsische Landtag so-
dann das Gesetz über finanzielle 
Leistungen des Landes wegen der 
Einführung der inklusiven Schule 

1	 Aktenzeichen StGH 2/24 im Internet abrufbar 
unter https://link.nlt.de/ptj7.

2	 Vgl. hierzu den Beitrag in NLT-Information 
1/2006, S. 40.

3	 Vgl. NLT-Information 4/2014 S. 95.
4	 Vgl. NLT-Information 6/2014 S. 171.

(InklSchulFinG).5 Die Kommunalver-
fassungsbeschwerden der Kommu-
nen wurden im Anschluss im Februar 
2016 zurückgenommen. Der NdsSt-
GH stellte daraufhin das Verfahren 
ein.6 

Das InklSchulFinG sieht in seinem  
§ 1 den Ausgleich von Sachkosten für 
die mit der Einführung der inklusiven 
Schule verbundenen Kosten vor. Al-
lerdings erhalten die Schulträger nur 
Mittel für Schülerinnen und Schü-
ler im Primarbereich (Grundschu-
len) und Sekundarbereich I. Schon 
im Anhörungsverfahren wiesen die 
kommunalen Spitzenverbände auf 
die Notwendigkeit hin, bei einem 
späteren Aufwachsen der inklusiven 
Schule im Sekundarbereich II und in 
den Berufsbildenden Schulen hierfür 
einen Kostenausgleich zu gewähren, 
was grundsätzlich auch in den Geset-
zesmaterialien festgehalten wurde.7

Obwohl die kommunalen Spitzen-
verbände in den vergangenen zehn 
Jahren das Land mehrfach – sowohl 
gegenüber dem Kultusministerium 
direkt als auch in den Anhörungen 
zum Landeshaushalt im Niedersäch-
sischen Landtag – auf die Notwen-
digkeit der Ausweitung des Kosten-
ausgleichs hingewiesen hatten, gab 
es hierzu keinen entsprechenden 
Vorschlag. Eine erneute Kommunal-
verfassungsbeschwerde wegen der 
fehlenden Anpassung des Kosten-
ausgleichs für den Sekundarbereich 
II und die berufsbildenden Schu-
len wäre allerdings mit Blick auf die 

5	 Gesetz vom 12. November 2015 – Nds. GVBl. S. 
313 – zum Entwurf und der Vereinbarung mit der 
Landesregierung vgl. NLT-Information 5/2015 S. 
161.

6	 Beschluss vom 11. März 2016 – StGH 2/14.
7	 LT-Drs. 17/4374 S. 11.

für eine Kommunalverfassungsbe-
schwerde bestehende Frist von zwei 
Jahren seit Inkrafttreten des Gesetzes 
wohl unzulässig gewesen. Notwendig 
war daher der von der klagenden Re-
gion Hannover in dem jetzigen Ver-
fahren beschrittene Weg, eine verfas-
sungsgerichtliche Überprüfung über 
die Vorlage des Verwaltungsgerichts 
zu erreichen.

Die Anmerkung zum Urteil stellt die 
Sichtweise des Autors dar.

Leitsätze des Urteils

Das Gericht hat folgende Leitsätze  
zu seiner Entscheidung bekannt ge-
geben:

„1. 	Art. 57 Abs. 4 NV enthält einen 
besonderen Regelungsauftrag. 
Der Gesetzgeber hat bei jeder Auf-
gabenübertragung die damit ver-
bundenen finanziellen Belastun-
gen zu berücksichtigen. Hierfür 
muss er die Kostenausgleichsbe-
stimmungen erkennbar und nach-
prüfbar ausgestalten. Grundlage 
für eine diesen Anforderungen 
genügende Kostenausgleichsbe-
stimmung ist die nachvollziehbare 
und vollständige Ermittlung der 
Kosten (…). 

2. 	 Art. 57 Abs. 4 NV lässt nach dem 
Willen des verfassungsändernden 
Gesetzgebers Pauschalierungen 
zu. Die Ermittlung der notwendi-
gen Kosten kann über eine Durch-
schnittsbildung der Kosten aller 
kommunalen Gebietskörperschaf-
ten erfolgen. Keine grundsätzli-
chen Bedenken bestehen auch 
dagegen, dass der Gesetzgeber im 
Einvernehmen mit den sachkun-
digen kommunalen Spitzenver-
bänden eine Pauschale festsetzt. 

*	 Beigeordneter beim Niedersächsischen Land-
kreistag.
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3. 	 Mit dem Gesetz zur Einführung 
der inklusiven Schule in Nieder-
sachsen hat das Land den Kom-
munen eine Aufgabe übertragen, 
deren notwendige Kosten als er-
heblich i.S.v. Art. 57 Abs. 4 Satz 2 
NV anzusehen sind. Das gilt auch 
in Bezug auf diejenigen Schulträ-
ger, die mit Ausnahme von För-
derschulen ausschließlich Schul-
träger im Sekundarbereich II sind, 
sodass das Land auch insoweit 
zum Ausgleich verpflichtet ist.“

Sachverhalt

In den Urteilsgründen legt der  
NdsStGH im Einzelnen die Einfüh-
rung der inklusiven Schule, den Hin-
tergrund für den erst später – nach 
erhobener Kommunalverfassungs-
beschwerde – erfolgten Kostenaus-
gleich durch das Gesetz über finan-
zielle Leistungen des Landes wegen 
der Einführung der inklusiven Schule 
sowie die Einbeziehung der Ersatz-
schulen und den fehlenden Ausgleich 
für den Sekundarbereich II und die 
berufsbildenden Schulen dar. Sodann 
geht er auf den Vorlagebeschluss des 
Verwaltungsgerichts Hannover ein, 
ob § 1 InklSchulFinG insoweit mit Art. 
57 Abs. 4 NV vereinbar sei, als es beim 
finanziellen Ausgleich für die mit der 
Einführung der inklusiven Schule an 
den öffentlichen Schulen verbunde-
nen Kosten diejenigen Schulträger 
unberücksichtigt lässt, die mit Aus-
nahme von Förderschulen ausschließ-
lich Schulträger im Sekundarbereich 
II seien. Im Anschluss folgt die Dar-
stellung der Äußerungen der Landes-
regierung und der klagenden Region 
Hannover in dem Verfahren. 

Zulässigkeit

Der NdsStGH hält die Klage für zu-
lässig. Das Verwaltungsgericht habe 
richtigerweise das den finanziellen 
Ausgleich regelnde Gesetz – konkret 
die Verteilungsregelung des § 1 Abs. 
3 InklSchulFinG – zum Vorlagenge-
genstand gemacht und sei nicht von 
einer Verfassungswidrigkeit der Auf-
gabenübertragung wegen eines Ver-
stoßes gegen Art. 57 Abs. 4 NV aus-
gegangen. Jedenfalls dann, wenn ein 
den finanziellen Ausgleich regelndes 
Gesetz existiere, sei dieser Vorlagen-
gegenstand im Rahmen von Art. 57 
Abs. 4 NV. Ein Verstoß gegen Art. 57 
Abs. 4 NV aufgrund unzureichender 
Ausgleichsbestimmungen habe re-
gelmäßig nicht die Verfassungswid-
rigkeit der Aufgabenübertragungs-
norm zur Folge, sondern lediglich 

entsprechende Regelungs- und Aus-
gleichspflichten des Landes. 

Begründetheit

a)	 Verfassungsrechtlicher Rahmen
Bei der Überprüfung der materiellen 
Begründetheit der Klage stellt der 
NdsStGH zunächst den verfassungs-
rechtlichen Rahmen dar. Prüfungs-
maßstab sei die in Art. 57 und 58 NV 
verankerte Selbstverwaltungsgaran-
tie in ihrer Ausprägung durch das 
Konnexitätsprinzip in Art. 57 Abs. 4 
NV. Art. 57, 58 NV verwirklichten für 
das Land Niedersachsen die bundes-
verfassungsrechtliche Garantie der 
kommunalen Selbstverwaltung (Art. 
28 GG) und habe nach Zweck und 
Entstehungsgeschichte jedenfalls 
denselben Mindestgehalt wie Art. 28 
Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 GG.

Das Gericht wendet sich sodann kon-
kret der Bestimmung in Art. 57 Abs. 4 
NV zu. Die Norm enthalte einen be-
sonderen Regelungsauftrag. Der Ge-
setzgeber habe bei jeder Aufgaben-
übertragung die damit verbundenen 
finanziellen Belastungen zu berück-
sichtigen. Hierfür müsse der Gesetz-
geber die Kostenausgleichsbestim-
mungen erkennbar und nachprüfbar 
ausgestalten. Die Hauptbedeutung 
des Konnexitätsprinzips liege in sei-
ner Schutz- und Präventivfunktion. 
Es wirke als Korrektiv gegenüber 
populären gesetzlich zugesicherten 
Leistungen, die von Dritten, nämlich 
den Kommunen, finanziert werden 
müssten. Der anzustrebende Vollkos-
tenausgleich bei der Kostenermitt-

lung habe sich an der Gesamtheit der 
Kommunen auszurichten. Grundlage 
für eine diesen Anforderungen genü-
gende Kostenausgleichsbestimmung 
sei die nachvollziehbare und voll-
ständige Ermittlung der Kosten durch 
den Gesetzgeber. Insoweit knüpft das 
Gericht an seine Rechtsprechung aus 
den Jahren 1995 und 2001 an und 
führt sie fort. 

Pauschalierungen würden im Rah-
men der Kostenerstattungen bei Gel-
tung des strikten Konnexitätsprinzips 
von anderen Landesverfassungsge-
richten für zulässig erachtet. 

b)	 Aufgabenübertragung durch in-
klusive Schule

Daran anschließend kommt der  
NdsStGH zu dem Ergebnis, dass mit 
der Einführung der inklusiven Schu-
le eine Aufgabenübertragung gemäß 
Art. 57 Abs. 4 Satz 1 NV an Gemein-
den, Samtgemeinden, Landkreise 
und kreisfreie Städte als Schulträ-
ger im Sinne des § 102 Abs. 1 und 2 
des Niedersächsischen Schulgesetzes 
(NSchG) erfolgt sei. Mit dem Gesetz 
zur Einführung der inklusiven Schu-
le sei in Niedersachsen der schulische 
Teil des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen im Nie-
dersächsischen Schulrecht umgesetzt 
worden. Der Gesetzgeber sei dabei – 
ebenso wie die Niedersächsische Lan-
desregierung in der Vergangenheit – 
davon ausgegangen, dass durch das 
Gesetz zur Einführung der inklusiven 
Schule eine Aufgabenübertragung an 
alle Kommunen erfolgt sei, die in ihrer 

Inklusive Schule und Kostenfolgen: Zusätzliche Anforderungen an Ausstattung und För-
derung müssen finanziell ausgeglichen werden.	 Foto: Tho-Ge / Pixabay
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Eigenschaft als Schulträger Maßnah-
men zur Einführung der inklusiven 
Schule durchzuführen hätten. Erst mit 
dem Gesetz zur Einführung der inklu-
siven Schule in Niedersachsen seien 
Land und Schulträger verpflichtet, 
die Voraussetzung für eine inklusive 
Schule zu schaffen.

Unerheblich sei, dass konkrete ver-
bindliche Standards oder Vorgaben 
für eine inklusive Schule nicht exis-
tierten. Ein Anspruch auf inklusive 
Beschulung folgte zuvor auch nicht 
schon aus der UN-Behindertenrechts-
konvention beziehungsweise  dem 
entsprechenden Zustimmungsgesetz 
des Bundes, der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO) oder dem Nie-
dersächsischen Behindertengleich-
stellungsgesetz. Die UN-Behinderten-
rechtskonvention habe zur Entfaltung 
unmittelbarer Rechtswirkungen zu-
nächst in Landesrecht umgesetzt wer-
den müssen. Der NdsStGH verweist 
insoweit als weiteres Argument auf 
die spätere Einbeziehung der Ersatz-
schulen in den Kostenausgleich. 

c)	 Aufgabenübertragung betrifft seit 
dem Schuljahr 2018/2019 auch die 
Sekundarstufe II

Hieran anschließend beschreibt der 
NdsStGH die zeitliche Umsetzung 
der inklusiven Schule in Niedersach-
sen. § 183c Abs. 1 Satz 1 NSchG regele 
die aufsteigende Einführung der Vor-
schriften §§ 4 und 14 NSchG in den 
Schulbereichen und bewirke, dass 
die inklusive Schule im Sekundarbe-
reich II zu einem späteren Zeitpunkt 
eingeführt worden sei. Seit dem 
Schuljahr 2018/2019 sei die inklusive 
Schule in allen Schuljahrgängen ein-
geführt, das heißt die Schülerinnen 
und Schüler mit Behinderungen und 
mit einem Bedarf an sonderpädago-
gischer Unterstützung könnten eine 
inklusive Beschulung beanspruchen. 
Eine Differenzierung hinsichtlich des 
Vorliegens einer Aufgabenübertra-
gung zwischen Primar- und Sekund-
arbereich I einerseits und Sekundar-
bereich II lasse sich auch nicht damit 
begründen, dass Schülerinnen und 
Schülern mit Behinderungen auch 
schon vor der Einführung der inklusi-
ven Schule uneingeschränkt Zugang 
zu Schulen im Sekundarbereich II 
habe gewährt werden müssen, weil 
hiermit kein Anspruch auf inklusive 
Beschulung verbunden gewesen sei. 

d)	 Vereinbarung der Landesregie-
rung mit der Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbän-
de vom 22. September 2015

Nach Auffassung des NdsStGH er-
gäben sich auch aus der Einigung 
der Niedersächsischen Landesregie-
rung mit der Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände 
Niedersachsens vom 22. September 
2015  auf einen pauschalierten Aus-
gleichsmaßstab ohne Berücksichti-
gung der Sekundarstufe II keine An-
haltspunkte für die nunmehr seitens 
der Landesregierung vertretenden 
Rechtsauffassung, dass eine Aufga-
benübertragung im Sekundarbe-
reich II nicht erfolgt sei. Eine spätere 
Änderung des Verteilungsmaßstabs 
beispielsweise zur Einbeziehung 
von Schülerinnen und Schülern des 
Sekundarbereichs II Allgemeinbil-
dender Schulen oder der Berufsbil-
denden Schulen solle ausweislich 
der Gesetzesbegründung in Abstim-
mung mit der Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände 
Niedersachsens möglich sein. 

e) 	 Inklusive Schule verursacht er-
hebliche Kosten im Sinne von Art. 
57 Abs. 4 Satz 2 NV

Der NdsStGH verweist hinsichtlich 
der Erheblichkeit der Kosten auf die 
Ausführungen der Landesregierung 
im Gesetzgebungsverfahren: Der 
Gesetzgeber habe seine Ausgleichs-
pflicht dem Grunde nach anerkannt, 
da er mit dem Gesetz über finanziel-
le Leistungen des Landes wegen der 
Einführung der inklusiven Schule 
davon ausgegangen sei, dass das Ge-
setz zur Einführung der inklusiven 
Schule landesweit erhebliche und 
notwendige Kosten bei den Kommu-
nen verursacht habe. Der Gesetzge-
ber sei demgemäß nach Art. 57 Abs. 

4 Satz 2 NV verpflichtet gewesen, für 
die durch Gesetz zur Einführung der 
inklusiven Schule verursachten not-
wendigen Kosten durch Gesetz einen 
finanziellen Ausgleich zu regeln. 

f)	 Geltende Anpassungsregelung 
missachtet das strikte Konnexi-
tätsprinzip

Hierzu stellt der NdsStGH fest, § 1 
Abs. 3 InklSchFinG werde dem be-
sonderen Regelungsauftrag des Art. 
57 Abs. 4 Satz 2 NV nicht gerecht. Die 
Vorschrift missachte das strikte Kon-
nexitätsprinzip in Art. 57 Abs. 4 NV, 
soweit für die mit der Einführung der 
inklusiven Schule an den öffentlichen 
Schulen verbundenen Kosten diejeni-
gen Schulträger keine Berücksichti-
gung fänden, die mit Ausnahme von 
Förderschulen ausschließlich Schul-
träger im Sekundarbereich II seien. 
Der gänzlich fehlende Ausgleich von 
Kosten dieser Schulträger aufgrund 
des in § 1 Abs. 3 InklSchFinG nie-
dergelegten Verteilungsmaßstabs 
sei jedenfalls nach dem sogenannten 
Aufsteigen der Inklusion in die Se-
kundarstufe II verfassungswidrig. 

Das zwischen kommunalen Spitzen-
verbänden und Landesregierung Un-
einigkeit hinsichtlich der Frage der 
Notwendigkeit einer Anpassung der 
Ausgleichsregelung aufgrund des 
Aufsteigens der Inklusion in den Se-
kundarbereich II bestehe, rechtferti-
ge die unterlassene Kostenerstattung 
für Kommunen, die ausschließlich 
Schulträger im Sekundarbereich II 
seien, nicht. 
Keiner Entscheidung bedürfe die 
Frage, ob neben der Verteilungsrege-

Inklusive Schule im Sekundarbereich II: Auch hier ist ein Kostenausgleich erforderlich.
		  Foto: Taylor Flow / Unsplash
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lung des § 1 Abs. 3 InklSchFinG auch 
die in § 1 Abs. 2 InklSchFinG festge-
setzte Pauschale verfassungsrechtli-
chen Bedenken begegne. Im Rahmen 
der erforderlichen Neuverteilung der 
Mittel werde sich der Gesetzgeber 
vergewissern müssen, dass die Pau-
schale auch bei Einbeziehung der 
Schulträger ausschließlich von Schu-
len der Sekundarstufe II sowie unter 
Berücksichtigung der veränderten 
Umstände weiter auskömmlich sei. 
Grundsätzliche verfassungsrechtli-
che Bedenken dagegen, dass der Ge-
setzgeber im Einvernehmen mit den 
sachkundigen kommunalen Spitzen-
verbänden eine Pauschale festsetze, 
bestünden hingegen nicht.

Folgen der Entscheidung

Der Niedersächsische Staatsgerichts-
hof hat darauf verzichtet, die Nichtig-
keit der Norm festzustellen. Aufgrund 
der Unvereinbarkeitserklärung blei-
be die verfassungswidrige Norm bis 
zur Neuregelung, längstens bis zum 
31. Dezember 2026 weiter anwend-
bar. Zur Klarstellung sei insoweit 
die vorübergehende Fortgeltung der 
Norm anzuordnen. 

Die Neuregelung habe rückwirkend 
zu erfolgen, damit die Klägerin des 
Ausgangsverfahrens die ihr zuste-
henden Leistungen erhalten könne, 
soweit noch keine bestandskräftigen 
Bescheide vorlägen. Die Rückwirkung 
müsse deshalb nicht weiter als bis zum 
1. Januar 2022 zurückreichen, weil die 
Klägerin des Ausgangsverfahrens nur 
die für das Jahr 2022 und die Folge-
jahre ergangenen Bescheide ange-
fochten habe und andere vergleichba-
re Schulträger, die bereits Bescheide 
für die Vorjahre angefochten hätten, 
nicht ersichtlich seien.

Anmerkung

Der NdsStGH hat mit seinem Ur-
teil vom 3. Dezember 2025 die 
erste Entscheidung zum mit Wir-
kung vom 1. Januar 2006 in die 
Niedersächsische Verfassung ein-
geführten strikten Konnexitäts-
prinzip getroffen. Das Ergebnis 
ist aus kommunaler Sicht grund-
sätzlich positiv zu bewerten, was 
insbesondere die Betonung der 
Schutz- und Präventivfunktion 
der Norm für die Kommunen an-
geht. Mit der Feststellung, dass 
ein Kostenausgleich pauschaliert 
werden darf, bewegt sich das Ge-
richt dabei auf der Linie der üb-

rigen Landesverfassungsgerich-
te. Zur Frage der konkreten Höhe 
des notwendigen Ausgleichs ent-
hält das Urteil keine Ausführun-
gen.

Gleichwohl handelt es sich bei der 
entschiedenen Materie um einen 
Einzelfall, bei der die Verfas-
sungswidrigkeit der Haltung des 
Kultusministeriums relativ offen-
kundig war. Insoweit hat das Ge-
richt aber deutlich gemacht, dass 
die mangelnde Einhaltung der 
Verfassung durch das Land nicht 
unter Hinweis auf einen fehlen-
den abgestimmten Vorschlag der 
kommunalen Spitzenverbände 
zur Änderung des Kostenaus-
gleichs unterlassen werden kann. 
Vielmehr ist es Aufgabe der Lan-
desregierung beziehungsweise 
des Landesgesetzgebers, mit sei-
nen Rechtsnormen die Landes-
verfassung einzuhalten und ggf. 
bei divergierenden Interessen 
der kommunalen Spitzenverbän-
de eine Entscheidung zu treffen.

Unabhängig hiervon sind eine 
Reihe von Fragen offen geblie-
ben beziehungsweise ungeklärt. 
So lässt sich dem Urteil keine 
grundsätzliche Aussage entneh-
men, wann der NdsStGH eine Er-
heblichkeit i. S. v. Art. 57 Abs. 4 
NV annimmt, die die Kostenaus-
gleichspflicht auslöst. Angesichts 
der eindeutigen Gesetzesmate-
rialien war eine solche im vor-
liegenden Fall auch nicht erfor-
derlich. Insoweit bleibt es beim 
bisherigen Verständnis von Lan-
desregierung und kommunalen 
Spitzenverbänden, wonach Mehr-
belastungen für die Kommunen 
in Höhe von zwei Millionen Euro 
pro Jahr beziehungsweise 0,25 
Euro pro Einwohner und Jahr als 
erheblich anzusehen sind.

Dass das Gericht seine Recht-
sprechung aus 1995 und 2001 
hinsichtlich der Vollständigkeit 
der Kostenermittlung fortführt, 
ist vom Grundsatz her folgerich-
tig. Allerdings wurde damit die 
Gelegenheit verpasst, konkrete 
Maßgaben zur mit Wirkung vom 
1. Januar 2006 eingefügten strik-
ten Konnexität in Art. 57 Abs. 4 
NV zu treffen. Angesichts der 
früher deutlich schwächer ausge-
formten Schutznorm wären hier 
Konkretisierungen wünschens-
wert gewesen. Zu bedenken ist, 

dass Art. 57 Abs. 4 NV in der bis 
31. Dezember 2005 geltenden 
Fassung in dem maßgeblichen 
Teil schlicht lautete: „…ist eine 
Regelung über die Deckung der 
Kosten zutreffen...“. Angesichts 
der jetzt geltenden Regelung, wo-
nach für die erheblichen und not-
wendigen Kosten unverzüglich 
durch Gesetz der entsprechende 
finanzielle Ausgleich zu regeln 
ist, hätte eine Konkretisierung 
nahe gelegen.

Schließlich geht der NdsStGH of-
fensichtlich davon aus, dass die 
rückwirkende Neuregelung nur 
die noch nicht bestandskräfti-
gen Fälle umfassen wird. Inso-
weit dürfte sich der nach dem 
Urteil notwendige rückwirkende 
Erlass der Kostenausgleichsrege-
lung bis einschließlich des Jah-
res 2025 im Wesentlichen für die 
klagende Region Hannover posi-
tiv auswirken, die entsprechende 
Rechtsmittel eingelegt hatte. Die-
ser Punkt dürfte auch für künfti-
ge Streitpunkte mit dem Land für 
mangelnde Kostenausgleiche be-
deutsam sein. 

Die Landesregierung steht jetzt 
in der Pflicht, eine verfassungs-
konforme Regelung vorzulegen. 
Angesichts der bisherigen Auf-
fassungsunterschiede zwischen 
dem Kultusministerium, welches 
eine andere Verteilung des Kos-
tenausgleichs in der bisherigen 
Höhe in der Vergangenheit für 
ausreichend hielt, und den kom-
munalen Spitzenverbänden, die 
die Notwendigkeit der deutlichen 
Erhöhung des Betrages für erfor-
derlich erachteten, um auch die 
Schulen des Sekundbereichs II 
und die berufsbildenden Schulen 
mit in den Kostenausgleich einzu-
beziehen, geht die Diskussion um 
die Inklusionskostenerstattung in 
eine neue Runde. Aus dem Urteil 
des NdsStGH lässt sich nur die 
Notwendigkeit einer vollständi-
gen Kostenermittlung entneh-
men. Zur Höhe insgesamt hat es 
keine Festlegung getroffen. Das 
Land hat bislang gegenüber den 
kommunalen Spitzenverbänden 
nicht auf das Urteil reagiert. Die 
Zeit für eine verfassungskonfor-
me Neuregelung drängt, weil der 
NdsStGH eine Fortgeltung nur 
bis zum 31. Dezember 2026 ange-
ordnet hat und es zur Änderung 
eines Gesetzes bedarf.
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#nltdigikon: Digitalisierung mit Wirkung – was 2026 wirklich zählt

Von Stefan Domanske*

Digitale Verwaltung entsteht nicht 
am Reißbrett, sondern dort, wo Ver-
antwortlichkeiten klar sind, Pro-
zesse funktionieren und die einge-
setzte Technik den Anforderungen 
entspricht. Die fünfte #nltdigikon in 
Hannover zeigte eindrücklich, wie 
Landkreise und die Region Hanno-
ver diesem Anspruch näherkommen: 
mit Struktur statt Schaufenstern, mit 
Präsenz statt Protokollen und mit KI, 
die sich an Aufgaben orientiert – nicht 
umgekehrt. Rund 45 Vertreterinnen 
und Vertreter aus den Landkreisen 
und der Region Hannover diskutier-
ten am 8. Dezember 2025 beim Nie-
dersächsischen Landkreistag (NLT) 
Fragen der Staatsmodernisierung, 
den praktischen OZG-Flächenrollout 
und den sachgerechten Einsatz von KI 
Sprachmodellen. Die Konferenz rück-
te konsequent die operative Umsetz-
barkeit in den Mittelpunkt – mit Fokus 
auf Lösungen, die im Verwaltungs-
alltag funktionieren.

Staatsmodernisierung: Struktur vor 
Oberfläche

Dr. Marco Brunzel (HWR Berlin / Uni-
versität für Verwaltungswissenschaf-
ten Speyer) machte in seinem Impuls-
vortrag gleich zu Beginn deutlich, 
dass die reine Übertragung analoger 
Verfahren in die digitale Welt nicht 
genügen kann. Entscheidend sei der 
Übergang zu datenbasierten Plattfor-
men, gemeinsam betriebenen Diens-
ten und verbindlicher interkommuna-
ler Zusammenarbeit – insbesondere 
auf Kreisebene, wo Pflichtaufgaben 
skaliert werden können. Transforma-
tion sei kein IT-Projekt, sondern Orga-
nisationsentwicklung mit rechtlichen, 
finanziellen und qualifikatorischen 
Konsequenzen. Er plädierte zu muti-
gen Entscheidungen und zum Denken 
in Plattformmodellen sowie gebündel-
ten Kompetenzen.

OZG-Flächenrollout: Präsenz schlägt 
Papiere

Der gemeinsame Werkstattbericht 
des Landkreises Nienburg/Weser mit 
dem Innenministerium zeigte präzi-
se, wo Rollouts ins Stocken geraten: 
heterogene IT-Landschaften, knap-
pe Ressourcen und Schnittstellen, 

die auf dem Papier existieren, in der 
Praxis jedoch haken. Der bewusst bo-
dennahe Gegenentwurf, vorgestellt 
von Jana Runge (Landkreis Nienburg/
Weser) und David Rodriguez Fernan-
dez (Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres, Sport und Digitalisie-
rung), setzt auf unmittelbares Arbei-
ten statt abstrakter Konzepte. Das in 
Nienburg erprobte Vorgehen schafft 
ein gemeinsames Verständnis zwi-
schen kreisangehörigen Kommunen, 
Landkreis und Land und führt direkt 
zur Abarbeitung konkreter Schritte 
– von der Zuordnung im Zuständig-
keitsfinder über die Einrichtung von 
Zertifikaten und OSCI-Postfächern 
bis zur frühzeitigen Abstimmung 
mit IT-Dienstleistern und den bereit-
stellenden Ländern. Eine anschlie-
ßende „Community of Practice“ hält 
den Takt, macht Fortschritte transpa-
rent, dokumentiert Entscheidungen 

und definiert einen klaren Eskalati-
onsweg. Das Ergebnis ist keine neue 
Theorie, sondern gelebte Routine: ein 
einheitlicher Ablauf, wiederverwend-
bare Arbeitsergebnisse und feste An-
sprechpersonen. Die Präsenz aller Be-
teiligten, einschließlich der Vertreter 
des Innenministeriums, baute Vor-
behalte ab, beschleunigte den Wis-
senstransfer und schärfte die Rollen 
zwischen Land, Landkreis und Ge-
meinden. Das Land kann die Umset-
zung nicht übernehmen, aber spürbar 
beschleunigen – mit standardisierten 
Checklisten und Vorgehensmodellen, 
die nun für eine breitere Anwendung 
aufbereitet werden.

KI-Evaluierung: Eignung schlägt 
Größe

Die Bundesdruckerei stellte mit 
MÖVE – die Abkürzung steht für 

*	 Beigeordneter beim Niedersächsischen Land-
kreistag.

Konkrete Impulse: Die #nltdigikon 2025 ist geprägt von Fragen der Staatsmodernisierung, 
des praktischen OZG-Flächenrollouts und des sachgerechten Einsatzes von KI-Sprach-
modellen.		  Grafik: NLT

Lösungen, die im Verwaltungsalltag funktionieren: NLT-Hauptgeschäftsführer Dr. Joachim 
Schwind stimmt die Teilnehmenden der #nltdigikon auf die Diskussion ein.	 Foto: NLT
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„(KI-)Modelle für die öffentliche Ver-
waltung evaluieren“ – ein Verfahren 
vor, das den vorherrschenden Drang 
zu immer größeren Sprachmodellen 
durch eine nachvollziehbare, auf un-
terschiedliche Verwaltungsaufgaben 
zugeschnittene Bewertung ersetzt. 
Camilla Dalerci präsentierte das Pro-
jekt und erste Ergebnisse. Im Zentrum 
stehen nicht allein Leistungskennzah-
len verschiedener Large Language 
Models (LLM), sondern ebenso ihre 
Governance-Eigenschaften: Trans-
parenz, Halluzinationsanfälligkeit, 
Nachhaltigkeit, Sicherheitsmerkmale 
und der Wertebezug. Besonders wich-
tig ist dabei die Ausrichtung auf deut-
sche Rechts- und Verwaltungstexte, 
um die Übertragbarkeit der Ergebnis-
se in reale Verwaltungsprozesse si-
cherzustellen. Damit rückt eine Frage 
in den Mittelpunkt, die häufig erst 
spät gestellt wird: Welches KI-Modell 
ist für welche behördliche Aufgabe 
tatsächlich geeignet – und wie belast-
bar ist dieses Urteil anhand dokumen-
tierter Governance Kriterien?

KI-Bürgerservice: Realitätscheck aus 
Harburg

Der Erfahrungsbericht der ITK Har-
burg AöR zum Chatbot „Knut“ fiel 
recht sachlich aus. Das generativ kon-
zipierte System, das auf kuratierte 

Webseiten als Wissensbasis zugreift, 
erwies sich im Alltag nicht in allen 
Fällen als ausreichend brauchbar oder 
hilfreich. Die praktische Konsequenz 
liegt auf der Hand: Verlässliche Er-
gebnisse entstehen vor allem dann, 
wenn generative Funktionen mit 
sorgfältig gepflegten Frage Antwort 
Inhalten kombiniert werden und die 
redaktionelle Verantwortung organi-
satorisch abgesichert ist.

Parallel zur Weiterentwicklung des 
115-Standards stellt sich damit die 
strategische Frage, ob eigene Bot-Pro-
jekte überhaupt skaliert werden soll-
ten oder ob leistungsfähige Standard-
lösungen einen besseren Weg bieten 
können. Für den Landkreis Harburg 
ist dieser Befund ein wesentlicher 
Erkenntnisgewinn, der – so die Ein-
schätzung von Lutz Erlach – auch 
für andere Kommunen und die Regi-
on Hannover wertvolle Hinweise für 
ähnlich gelagerte Vorhaben liefert.

Machen, nicht Debattieren

Aus den Beiträgen der Konferenz – 
und auch aus in den Pausen geführten, 
engagierten Gesprächen – zeichnet 
sich ein konsistentes Gesamtbild der 
Veranstaltung: Wirksam wird Digita-
lisierung dort, wo Strukturen gestaltet 
werden und Dienste gemeinsam be-

trieben werden können. KI wird zum 
Werkzeug, wenn Auswahl, Prüfung 
und Betrieb transparent geregelt sind. 
Und der produktive Rollout gewinnt 
spürbar an Tempo, wenn Kommunen 
und Land kooperativ arbeiten, Verant-
wortlichkeiten gelebt werden und ein 
verbindlicher Takt eingehalten wird. 
Vor diesem Hintergrund könnte 2026 
weniger ein Jahr der Digitalisierungs-
debatten als ein Jahr der Umsetzung 
werden. Die #nltdigikon hat dafür 
erneut einen tragfähigen Austausch 
ermöglicht und konkrete Impulse ge-
liefert, die unmittelbar in die Praxis 
übertragen werden können.

Zeit für mutige Schritte: Dr. Marco Brunzel 
erklärt, dass Transformation kein IT-Pro-
jekt ist, sondern Organisationsentwick-
lung.	 Foto: NLT

Tagung der Amtsleiterinnen und Amtsleiter im Bereich Kreisstraßen

Über die zukünftigen Prioritäten im 
Straßenbau haben die Leitungen 
der für den Straßenbau Verantwort-
lichen der Kreisverwaltungen mit 
Timo Quander, dem Präsidenten der 
Niedersächsischen Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr, disku-
tiert. Quander erläuterte in seinem 
Vortrag zudem Chancen und Heraus-
forderungen des Sondervermögens 
für Infrastruktur und Klimaneutrali-
tät in Niedersachsen. Der Austausch 
fand im Rahmen der Tagung der 
Straßenbauamtsleiterinnen und -lei-
ter in der Geschäftsstelle des Nieder-
sächsischen Landkreistages (NLT) 
in Hannover statt. Die Sitzung am 
17. Dezember 2025 wurde vom Vor-
sitzenden Jürgen Schwietert, Land-
kreis Osnabrück, geleitet und diente 
in bewährter Weise dem fachlichen 
Austausch und der Besprechung von 
aktuellen Fragestellungen aus dem 
Bereich der Kreisstraßen. 

Die Tagesordnung spiegelte die 
Bandbreite aktueller Themen wider: 
von spannungsrisskorrosionsgefähr-

deten Brücken über Schutzstreifen 
für den Radverkehr außerorts bis hin 
zu Enteignungen für Straßenbaupro-
jekte und der Eingruppierung von 
Kreisstraßenwärterinnen und -wär-
tern. Darüber hinaus stand ein Aus-
tausch mit dem Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr und Bauen über die 
Anpassung der Richtlinie für das Nie-
dersächsische Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz (NGVFG) auf der 
Agenda. Dabei wurde deutlich, dass 
das bestehende Förderverfahren 
einer deutlichen Vereinfachung be-
darf, um künftig effizienter wirken 
zu können.

Erheblicher Handlungsbedarf bei 
der Digitalisierung der Kreisstra-
ßenmeistereien

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf der 
Digitalisierung der Kreisstraßenmeis-
tereien. Der intensive Erfahrungsaus-
tausch machte klar, dass hier noch er-
heblicher Handlungsbedarf besteht 
und dass dieses Thema in den kom-
menden Jahren weiter vertieft wer-

den muss. Der interne Austausch der 
Landkreise sowie der Region Han-
nover und die Kooperation mit dem 
Land haben sich erneut als überaus 
wertvoll erwiesen und verdeutlichen 
die Bedeutung gemeinsamer Abstim-
mung und Zusammenarbeit für eine 
zukunftsfähige Infrastruktur.

Prioritäten im Straßenbau: Präsident Timo 
Quander von der Niedersächsischen Lan-
desbehörde für Straßenbau und Verkehr.		
	 Foto: NLStBV
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Infrastruktur, Arbeitsplätze, Lebensqualität –  
Forderungspapier zur Tourismusförderung

Tourismus ist ein zentraler Wirt-
schafts- und Standortfaktor in Nie-
dersachsen. Mit einer jährlichen 
Bruttowertschöpfung von rund 13,6  
Milliarden  Euro und etwa 330.000 
Arbeitsplätzen trägt er insbesondere 
in ländlichen Räumen zur regionalen 
Entwicklung bei. Zugleich bildet tou-
ristische Infrastruktur eine wichtige 
Grundlage für Nah- und Regionaler-
holung und fördert so auch die Lebens-
qualität der Bevölkerung. Vor diesem 
Hintergrund hat der Niedersächsische 
Landkreistag (NLT) ein Forderungs-
papier entwickelt. Denn: Die Finan-
zierung der Tourismusförderung er-
folgt bislang überwiegend durch die 
Kommunen und fast ausschließlich 
über freiwillige Leistungen.

Der NLT fordert die Landesregie-
rung auf, den Tourismus dauerhaft 
im Landeshaushalt zu verankern, 
die Finanzierung kommunaler und 
regionaler Tourismusorganisationen 
zu sichern und die Kommunen ver-
bindlich in die Steuerung einzube-
ziehen. Das Forderungspapier wurde 
vom NLT-Präsidium am 20. Januar 
2026 beschlossen. Es fordert die Po-
sitionierung des Tourismus als res-
sortübergreifende Leitaufgabe, eine 
dauerhafte finanzielle Absicherung 
touristischer Organisationen und 
eine stärkere Verzahnung mit Mo-
bilität, Regionalentwicklung, Um-
welt- und Gesundheitspolitik. Ziel 
ist, die Wettbewerbsfähigkeit des 
Tourismusstandorts Niedersachsen 

zu sichern, kommunale Strukturen 
zu stabilisieren und die touristische 
Wertschöpfung langfristig zu stärken 
– als gemeinsame Verantwortung 
von Land und Kommunen.

Das Forderungspapier ist auf den Fol-
geseiten abgedruckt. Es steht zudem 
als PDF-Datei auf den Webseiten 
des NLT zum Download bereit unter 
www.nlt.de > Verbandspositionen > 
Verkehr und Tourismus.

Wirbt für einen strategischen Ansatz in der Tourismusförderung: Landrat Holger Heymann, zugleich  Verbandsvorsitzender des  Touris-
musverbandes Niedersachsen, stellt den niedersächsischen Landrätinnen und Landräten bei deren Klausurtagung in Carolinensiel im 
August 2025 Eckpunkte vor.			   Foto: NLT

Prägend für Niedersachsen: Der Tourismus 
im Land bietet Vielfalt von der Küste…
	 Foto: TomCat / Pixabay

… über die Heide…
	 Foto: Thomas auf Pixabay

…bis zum Harz.	
	 Foto: Barbara Ebeling / Pixabay
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Tourismus als ressortübergreifende Leitaufgabe verankern – 

Kommunale Strukturen sichern, Qualität stärken, Wertschöpfung 

ermöglichen! 

 
 

Der Tourismus ist ein bedeutender Wirtschafts- und Standortfaktor in Niedersachsen. 

Mit einer jährlichen Bruttowertschöpfung von rund 13,6 Milliarden Euro und etwa 

330.000 Arbeitsplätzen gehört die Tourismuswirtschaft zu den tragenden Säulen der 

Landesökonomie. Gerade in ländlich geprägten Räumen ist der Tourismus häufig ein 

zentraler Stabilitätsanker regionaler Wertschöpfung, Beschäftigung und 

Daseinsvorsorge. 

 

Zugleich ist der Tourismus untrennbar mit Freizeit, Nah- und Regionalerholung und 

Lebensqualität der Bevölkerung verbunden. Touristisches Angebot, öffentliche 

Infrastruktur und Landschaftsqualität werden nicht nur von Gästen genutzt, sondern 

sind gleichermaßen Grundlage für ortsnahe Erholung, qualitätsvolle Daseinsvorsorge, 

Gesundheit, Lebensqualität und soziale Teilhabe der Bevölkerung vor Ort. 

Investitionen in den Tourismus sind daher stets auch Investitionen in die Attraktivität 

und Zukunftsfähigkeit der Landkreise als Wohn-, Arbeits- und Lebensräume. 

 

Dieses weiter entwickelte Verständnis einer integrierten „Visitor Economy“, die Gäste 

und Einheimische gleichermaßen in den Blick nimmt, teilen die niedersächsischen 

Landkreise und die Region Hannover ausdrücklich. Es verdeutlicht, dass 

Tourismuspolitik nicht isoliert betrachtet werden darf, sondern integraler Bestandteil 

einer nachhaltigen Landes- und Regionalentwicklung mit vielfältigen positiven Effekten 

ist. 
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Kommunale Verantwortung – strukturelle Schieflage beheben 

 

Die Finanzierung touristischer Strukturen in Niedersachsen erfolgt überwiegend auf 

kommunaler Ebene und durch diese. Landkreise, Städte und Gemeinden tragen die 

Hauptlast der institutionellen Finanzierung von Destinationsmanagement-

organisationen, Tourismusgesellschaften, Marketingstrukturen sowie touristischer 

Infrastruktur. Diese Ausgaben erfolgen nahezu ausschließlich im Bereich der 

freiwilligen Leistungen und stehen unter erheblichem haushalterischem Druck. 

Demgegenüber beteiligt sich das Land bislang überwiegend projektbezogen und 

befristet an der Tourismusförderung. Eine dauerhafte institutionelle Mitfinanzierung 

touristischer Organisationen besteht nicht. Diese strukturelle Schieflage gefährdet die 

Handlungsfähigkeit der kommunalen Aufgabenträger und untergräbt zugleich die 

Umsetzbarkeit langfristiger landespolitischer Strategien. Wenn das Land 

Niedersachsen den Anspruch verfolgt, den Tourismus als Leitökonomie und 

Querschnittsaufgabe zu etablieren, muss es hierfür auch dauerhaft Verantwortung 

übernehmen und sich mehr finanziell und strukturell engagieren – ohne neue 

finanzielle oder organisatorische Belastungen auf die Landkreise zu verlagern. 

 

 

Forderungen der Niedersächsischen Landkreise 

 

1. Tourismus als ressortübergreifende Leitaufgabe dauerhaft verankern 

Der Tourismus ist als ressortübergreifende Leitaufgabe in der Landespolitik zu 

etablieren und dauerhaft im Landeshaushalt abzubilden. Er ist systematisch in die 

Landesplanung, die Regionalentwicklung, die Mobilitätsplanung (insbesondere den 

ÖPNV und den Fahrradverkehr) sowie in die Umwelt-, Wirtschafts- und 

Gesundheitspolitik einzubeziehen. Strategische Entscheidungen anderer Ressorts 

müssen ihre Auswirkungen auf Tourismus, Naherholung und regionale Wertschöpfung 

berücksichtigen. 

 

2. Verlässliche Finanzierungsstrukturen für touristische Organisationen 

schaffen 

Das Land Niedersachsen muss eine dauerhafte, verlässliche Finanzierungsstruktur für 

kommunale und regionale Tourismusorganisationen schaffen. Erforderlich ist 

insbesondere eine institutionelle Grundförderung der Destinationsmanagement-

organisationen und zentraler touristischer Strukturen als Umsetzungspartner der 

Landestourismusstrategie. Projektförderung allein ist hierfür nicht ausreichend. Dabei 

ist sicherzustellen, dass neue Fördermodelle nicht zu Lasten der Landkreise gehen 

und keine zusätzliche kommunale Kofinanzierungspflicht begründen. 
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3. Kommunale Ebene verbindlich in die Tourismusstrategie einbinden 

Die Landkreise sind als wesentliche touristische Aufgabenträger verbindlich in die 

Steuerungs- und Entscheidungsprozesse der Tourismusstrategie Niedersachsen 

einzubeziehen. Dies gilt insbesondere für Lenkungsgremien, Umsetzungsstrukturen 

und Evaluationsprozesse. Eine Tourismusstrategie ohne systematische Beteiligung 

der kommunalen Ebene und dauernde Rückkopplung mit der Praxis bleibt 

wirkungslos. 

 

4. Qualität, Infrastruktur und Wettbewerbsfähigkeit stärken 

Die Qualität touristischer Angebote und Infrastrukturen ist entscheidend für die 

Wettbewerbsfähigkeit Niedersachsens. Das Land muss gezielt in die qualitative 

Weiterentwicklung touristischer Infrastruktur, Angebotsqualität, Digitalisierung und 

nachhaltige Mobilität investieren. Dabei ist die enge Verzahnung mit regionaler und 

Naherholung, Daseinsvorsorge und den Bedürfnissen der örtlichen Bevölkerung 

sicherzustellen. 

 

Tourismusstrategie des Landes 

 

Die niedersächsischen Landkreise unterstützen ausdrücklich die Ziele und den 

Grundansatz der Tourismusstrategie Niedersachsen 2030 sowie die Impulse des 

Tourismusverbandes Niedersachsen e. V. Die strategische Weiterentwicklung des 

Tourismus ist ein wichtiger Schritt, um die Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu 

sichern. Damit die Strategie jedoch mehr ist als ein konzeptioneller Rahmen, bedarf 

es klarer Zuständigkeiten, einer gesicherten Finanzierung und einer 

partnerschaftlichen Umsetzung auf Augenhöhe mit der kommunalen Ebene. Nur so 

kann der Tourismus seine Rolle als Wirtschafts-, Standort- und Lebensqualitätsfaktor 

dauerhaft entfalten. 

 

Der Tourismus in Niedersachsen steht an einem Wendepunkt. Ohne strukturelle 

Neuausrichtung, ohne verlässliche Finanzierung und ohne konsequente Einbindung 

der Landkreise droht ein weiterer Verlust an Wettbewerbsfähigkeit im Ländervergleich. 

Die niedersächsischen Landkreise fordern daher ein klares politisches Bekenntnis des 

Landes. 

 

Tourismus ist eine Leitaufgabe der Zukunft – 

 und gemeinsame Verantwortung von Land und Kommunen. 
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Der Landkreis Helmstedt geht in 
Sachen Bevölkerungsschutz einen 
ungewöhnlichen Weg: In mehreren 
Präsenzveranstaltungen werden Bür-
gerinnen und Bürger informiert, was 
im Katastrophenfall von wem getan 
wird, was wichtig ist und wie sich die 
Bürger selbst helfen können – und 
müssen.

Ein Rückblick: Am 7. Februar 2024 
wurde es plötzlich hektisch in der 
Sitzung des Kreistags Helmstedt. 
Mitten in der Beratung um die Haus-
haltssatzung bimmelten diverse Not-
fall-Alarme: Großflächiger Stromaus-
fall im Landkreis. Der Erste Kreisrat 
Torsten Wendt, zuständig auch für 
den Katastrophenschutz im Land-
kreis, verließ kurz darauf die Sitzung 
und rief den Krisenstab in der Feu-
erwehrtechnischen Zentrale zusam-
men. Die Stromversorgung für einige 
häuslich gepflegte beatmungspflich-
tige Patienten musste sichergestellt 
werden. Ein Landwirt bat nach zwei 
Stunden um Hilfe beim Melken sei-
ner 200 Kühe. Die Kommunikation 
mit den betroffenen Orten stellte sich 
als schwierig heraus, denn das Han-
dynetz war nach etwa 15 Minuten 
ausgefallen. 

Lernen aus dem Ernstfall: Mehr tun 
für den Bevölkerungsschutz

„Das war keine Übung, das war der 
Ernstfall. Und es hat uns ehrlich ge-
sagt überrascht, dass zum Beispiel 
die normale Mobilfunk-Kommuni-
kation schon so schnell gestört war. 
Aber daraus haben wir auch gelernt: 
Wir müssen für den Bevölkerungs-
schutz im Krisen- und Katastrophen-
fall mehr tun“, so Torsten Wendt. Der 
flächige Stromausfall im Landkreis 
Helmstedt am 7. Februar 2024 dau-
erte nur wenige Stunden, ein zweiter 
im vergangenen Jahr betraf weniger 
Orte, dauerte dafür rund 15 Stunden. 
Beide Ereignisse haben den Katast-
rophenschützerinnen und -schützern 
in Landkreis und kreisangehörigen 
Kommunen vor Augen geführt, wo 
der Bevölkerungsschutz noch verbes-
sert werden kann: Kommunikation 
sicherstellen, rechtzeitig handeln, 
um Notfälle prioritär abarbeiten zu 
können, Bevölkerung mitnehmen, 
Notfallausrüstung bereitstellen.

Gut eineinhalb Jahre später: „Das 
wahrscheinlichste Szenario, das uns 
besonders treffen kann, ist tatsäch-
lich ein längerer Stromausfall“, sagt 
der Erste Kreisrat vor etwa 50 Bürge-
rinnen und Bürgern in der Aula der 
Burg Warberg, Samtgemeinde Nord-
Elm. Die Burg im knapp 800 Einwoh-
ner-Dorf ist historisch, aus dem 13. 
Jahrhundert, schick hergerichtet als 
Hotel, für Hochzeiten, Feste aller Art 
und auch Bürger-Infoabende wie an 
diesem Montag im Dezember 2025. Es 
ist einer von mindestens neun Termi-
nen dieser Art, die der Erste Kreisrat, 
sein Abteilungsleiter für Brand- und 
Katastrophenschutz und Vertreterin-
nen und Vertreter der Samtgemein-
den und Feuerwehren ausrichten. 
Das Thema: Katastrophenschutz im 
Landkreis Helmstedt.

Satellitentelefone, Sirenenpro-
gramm, Stromaggregate, Beleuch-
tungseinrichtungen

Es wird berichtet über die Zustän-
digkeiten und Unterschiede im Ka-
tastrophen- und Zivilschutz und über 
das, was sich in den vergangenen 
eineinhalb Jahren bereits getan hat: 
Digitalfunk und Satellitentelefone 
wurden für die Rathäuser und die 
Kreisverwaltung angeschafft. Das 
Sirenenprogramm läuft, im Jahr 
2026 sollen mehr als 160 neue Si-
renen den Betrieb aufnehmen und 
die Bevölkerung mit Warnsignalen 
oder Durchsagen informieren, wenn 
etwas passiert. Rund 30 sogenannte 

Katastrophenschutz-Leuchttürme 
wurden beschafft und an die krei-
sangehörigen Kommunen verteilt – 
eine Grundausstattung an Material 
vom Stromaggregat über Beleuch-
tungseinrichtung bis zu Kommuni-
kationsmitteln und Erste Hilfe. Sie 
sollen Anlaufstellen für Hilfsbedürf-
tige sein, wenn plötzlich nichts mehr 
funktioniert. 

Schnell wird klar: Ohne die professi-
onellen Helferinnen und Helfer, vor 
allem die Feuerwehren, die im Land-
kreis Helmstedt in fast jedem Dorf 
sehr präsent sind, ginge im Bevölke-
rungsschutz fast nichts. Deshalb, so 
der Appell: Treten Sie gern ein, hel-
fen sie mit, unterstützen Sie ehren-
amtlich die Hilfsorganisationen und 
Feuerwehren! Aber trotz allem geht 
es nur mit Hilfe der Bevölkerung, sagt 
Abteilungsleiter Jörg Schäfer-Scholz 
in der Erwin-Fromme-Aula auf Burg 
Warberg zum Publikum: „Wir brau-
chen Sie! Helfen Sie Ihren Nachbarn, 
denken Sie an beeinträchtigte Men-
schen, kümmern Sie sich rechtzeitig 
um einen ausreichenden Vorrat an 
unverderblichen Lebensmitteln für 
ein paar Tage, Wasser, Medikamente, 
die Sie regelmäßig brauchen, Batte-
rien, ein Stromnetz-unabhängiges 
Radio. Das alles sollten Sie einfach 
immer im Haushalt haben.“

Die trivial klingenden Botschaften 
sorgen für manches Stirnrunzeln 
und ernste Gesichter im Publikum. 
Und Schäfer-Scholz beschwichtigt: 

Landkreis Helmstedt: Katastrophenschutz als Road-Tour durch die Kommunen

Von Sebastian Dettmer*

*	 Pressesprecher des Landkreises Helmstedt.

Präsenz-Veranstaltung statt Webseiten und Flyer: Bei den Info-Abenden, wie hier im Saal 
der Burg Warberg, gibt es Gelegenheit zu Fragen und Gesprächen.
	 Foto: Landkreis Helmstedt
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„Es geht nicht darum, Sie in Panik 
zu versetzen. Ganz im Gegenteil. Sie 
können sich darauf verlassen, dass 
die Behörden, wir in der Kreisverwal-
tung, Ihre Gemeinde und die Feuer-
wehr wissen, was im Fall der Fälle zu 
tun ist. Aber jeder, der in einer Kri-
sensituation erstmal keine professio-
nelle Hilfe braucht, um zum Beispiel 
an Lebensmittel zu kommen, hilft 
uns dabei, die echten Notfälle zuerst 
zu versorgen und dann kommen wir 
auch gut durch solche Lagen.“

Im persönlichen Gespräch auf Fra-
gen und Ängste eingehen

Die Idee zu dieser Art Veranstaltung 
entwickelten Torsten Wendt und Jörg 
Schäfer-Scholz und stießen bei ihren 
Mitstreitern im Katastrophenschutz 
schnell auf Unterstützung, berichtet 
der Erste Kreisrat: „Natürlich bieten 
wir, wie alle anderen Kommunen, all 
diese Informationen auch im Internet 
auf unserer Homepage. Es gibt Flyer 
und Broschüren. Aber wir haben fest-
gestellt, dass es trotzdem vielen nicht 
bewusst ist, wie schnell zum Beispiel 
ein Stromausfall zu wirklich schwieri-
gen Situationen führen kann. Gerade 
haben wir wieder in Berlin gesehen, 
wie schnell das gehen kann und was 
das im Winter bedeutet. Und wenn 
man persönlich ins Gespräch geht, 
auch mal etwas zeigen kann, auf 
Fragen und Ängste eingehen kann, 
dann wirkt das oft deutlich nachhalti-
ger. Und alle, die im Saal sind, helfen 
uns, wenn sie davon erzählen und es 

in ihre Familien tragen. Information 
und Sensibilisierung sind ein ganz 
wesentlicher Bestandteil eines wirk-
samen Bevölkerungsschutzes.“

Deshalb ist im Saal der Burg Warberg 
auch ein Tisch mit haltbaren Lebens-
mitteln aufgebaut: Die Ration für zwei 
Personen und drei Tage, 2000 kcal 
und zwei Liter Wasser pro Tag und 
Person. Dazu kommen Medikamente, 
Batterien, ein Kurbelradio. Es sieht 
nicht nach so viel aus, sagt Schä-
fer-Scholz: „Das ist kein Vier-Gänge 
Menü, das ist klar. Aber es reicht 
für die ersten Tage und das hilft den 
professionellen Helfern. Bei länger 
andauernden Krisenlagen sind dann 
auch Hilfsstrukturen aufgebaut, bis 
hin zur Beschlagnahmung von Su-
permärkten und Tankstellen, um 
die Verteilung zu organisieren. Sie 
müssen nicht hamstern, einfach bei 
jedem Einkauf immer mal ein biss-
chen mehr mitnehmen, alles, was 
Ihnen schmeckt und sich hält, wenn 
der Kühlschrank aus ist. Das passt in 
fast jeden Vorratsschrank.“

Die Veranstaltungen zeigen: „Die 
Menschen machen sich Gedanken.“

Der Info-Abend dauert gut eine 
Stunde, plus Gespräche danach. Es 
kommen einige Fragen aus dem Pu-
blikum: Was sollen diejenigen zuerst 
machen, die selbst ehrenamtlich zu 
den Helfern gehören? Verlässt man 
sich zu stark auf die Feuerwehr? Wel-
che Einrichtungen sind mit Notstrom 

abgesichert und wie lange? Torsten 
Wendt freut sich über diese Rück-
fragen: „Es kommen unterschiedlich 
viele Menschen, beim ersten Mal war 
der Saal voll, dann waren Termine 
weniger gut besucht, aber immer 
kamen Fragen wie diese auf und das 
zeigt: Die Menschen machen sich 
Gedanken und werden das auch in 
ihren Familien besprechen. Damit 
erfüllt diese kleine Road-Tour durch 
die Kommunen ihren Zweck. Wir 
haben schon Anfragen von kleinen 
Ortschaften oder Senioren-Vereinen, 
die gebeten haben auch zu Ihnen zu 
kommen. Das machen wir natürlich. 
Das ist genau, was wir mit diesen 
Veranstaltungen erreichen wollen.“

Nach fünf von neun Veranstaltun-
gen ist bereits klar: Es gibt weiteren 
Bedarf. Einige kleinere Gemeinden 
haben bereits signalisiert, dass sie 
ebenfalls gern Gastgeber für eine 
Präsenzveranstaltung wären. Jörg 
Schäfer Scholz sieht sich dadurch 
bestätigt: „Wir haben viel positive 
Resonanz erfahren. Es gab sogar 
Zuhörer, die nicht mal aus dem Land-
kreis Helmstedt kamen. Nach meiner 
Meinung sind solche Veranstaltun-
gen sehr notwendig, denn nur wenn 
ich der Bevölkerung die Angst, die 
Sorgen und Nöte nehme und Ihnen 
Sicherheit im Gegenzug gebe, kann 
ich Zufriedenheit und Ruhe erzielen. 
Man muss zur Bevölkerung gehen, 
um diese zu informieren. Hinweise in 
sozialen Medien sind hilfreich, aber 
nicht das Allheilmittel.“

„Der Bevölkerung Sicherheit geben“: Abteilungsleiter Jörg Schäfer-Scholz (r.) spricht beim Info-Abend in Grasleben.	
		  Foto: Landkreis Helmstedt
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Erscheinungsweise: fünfmal jährlich

Am 1. Januar 2026 konnte Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied a.D.  
Dr. Gernot Schlebusch auf  
85 Lebensjahre zurückblicken.

✻ ✻ ✻

Am 14. Januar 2026 vollendete  
Landrat Detlev Kohlmeier sein  
65. Lebensjahr.
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